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Aktuelle Debatte 
 
 
 
 
Fraktion DIE LINKE 
 
 
Elbe-Staustufen - Ministerpräsident Haseloff stellt politische Verlässlichkeit 
des Landes in Frage 
 
 
Es wird beantragt, zur 14. Sitzungsperiode des Landtages von Sachsen-Anhalt am 
26./27. April 2012 eine Aktuelle Debatte zum o. g. Thema durchzuführen. 
 
 
 
Begründung 
 
Ministerpräsident Haseloff erklärte am Rande seines Besuchs beim tschechischen 
Ministerpräsidenten in Prag am 12. April 2012, dass er die umstrittene Staustufe in 
Decin für erforderlich hält.  
Damit brüskierte er nicht allein die Landesregierung Sachsens, er verlässt damit den 
gemeinsamen Standpunkt der Bundesregierung und der Anrainerländer zum Ge-
samtkonzept Elbe. Dazu hat die Bundesregierung im August 2011 „Eckpunkte für ein 
Gesamtkonzept Elbe“ beschlossen und in die Diskussion mit allen Elbanrainern ge-
geben. Als  zentrales Ziel des Gesamtkonzepts, ist die „Erhaltung des wertvollen Na-
turraums Elbe sowie die umweltverträgliche Nutzung der Elbe durch den Menschen“ 
festgeschrieben.  
Zur Schiffbarkeit der Elbe gibt das Eckpunktepapier vor: „Der Verkehrsweg soll mit 
möglichst geringem Unterhaltungsaufwand und unter Ausschluss des Baus von 
Staustufen in der Elbe stabile und zuverlässige Bedingungen für die Schifffahrt ge-
währleisten. Ein Ausbau zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse findet auch zu-
künftig nicht statt.“  Das ist das strategische Ziel der Bundesregierung. 
Die sächsische Landesregierung hat am 7. April 2012 die Elbe-Staustufe Decin im 
Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung öffentlich abgelehnt. 
Mit der einseitigen Unterstützung des Baus der Staustufe in Decin macht der Minis-
terpräsident ein weiteres Konfliktfeld auf, denn diese Staustufe würde die dauerhafte 
Schiffbarkeit der Elbe nur auf ganze 15 Flusskilometer ermöglichen. Auf den nachfol-
genden 550 Kilometern ändert sich nichts. Also sind schwankende Wassertiefen 
auch zukünftig die Norm.  
 
Mit seinen Äußerungen stellt der Ministerpräsident die politische Verlässlichkeit 
Sachsen-Anhalts ernsthaft in Frage. Er ist angehalten klarzustellen, warum er die 
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gemeinsame „Elbeakte“ und das Ausbauverbot der Elbe für Sachsen-Anhalt aufkün-
digt. 
 
DIE LINKE fordert den Ministerpräsident aus den dargelegten Gründen heraus auf, 
dem Landtag und damit der Öffentlichkeit seine Vorstellungen zur Zukunft der Elbe 
darzulegen.  
 
 
 
Wulf Gallert 
Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
 


